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Mit dem nun auch vom Bundestag beschlossenen Gesetz zur Stärkung der 
betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze (Betriebs-

rentenstärkungsgesetz) erfolgt eine Reform der Betriebsrente, die sich insbesondere an 
kleine und mittlere Unternehmen sowie Beschäftigte mit geringem Einkommen richtet. 
Hier die wichtigsten Regelungen:

Sozialpartnermodell: Im Betriebsrentengesetz wird den Sozialpartnern ermöglicht, 
künftig auf der Grundlage von Tarifverträgen sog. reine Beitragszusagen einzuführen 
und damit die Arbeitgeber von bisherigen Haftungsrisiken für Betriebsrenten zu entlas-
ten. Entsprechend werden auch keine Mindest- bzw. Garantieleistungen der durchfüh-
renden Versorgungseinrichtungen mehr vorgesehen. Auch nicht tarifgebundene Arbeit-
geber und Beschäftigte können vereinbaren, dass die einschlägigen Tarifverträge für sie 
gelten sollen. Überwacht wird die Betriebsrente von der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht. 

Steuerliche Förderung: Ein neues spezifi sches Steuer-Fördermodell für zusätzliche Bei-
träge des Arbeitgebers in eine betriebliche Altersversorgung des Arbeitnehmers wird für 
Geringverdiener eingeführt. Dafür erhalten Arbeitgeber einen direkten Steuerzuschuss 
von 30 %, wenn sie Beschäftigten mit weniger als 2.200 € brutto/Monat eine Betriebs-
rente anbieten. Dazu müssen sie Beiträge zwischen 240 € bis 480 € jährlich zahlen. 
Zudem erhöht sich der Rahmen für steuerfreie Zahlungen in betriebliche Versorgungs-
einrichtungen auf bis zu 8 % der Rentenbeitragsbemessungsgrenze (RV-BBG). 
Die 20 % Pauschalbesteuerungsmöglichkeit wird beibehalten. Die tatsächlich pauschal-
besteuerten Beträge im Kalenderjahr werden auf den neuen steuerfreien Dotierungsrah-
men von 8 % der RV-BBG angerechnet.

Mehr Riester-Grundzulage: Die Grundzulage bei der Riester-Rente wird von derzeit 
154 € auf 175 € jährlich erhöht.
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Zusatzrenten bei Grundsicherung teilweise anrechnungsfrei: Für Personen, die ne-
ben einer kleinen Rente auch Grundsicherung beziehen, bleiben freiwillige Zusatzrenten 
künftig bis 202 € anrechnungsfrei. Das gilt für die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung sowie bei der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt in der Kriegs-
opferfürsorge.

 
Reisen individueller zusammenzustellen wird immer beliebter. Gebucht wird 
häufi g im Internet, aber auch traditionell im Reisebüro. Dabei ist nicht im-
mer eindeutig, ob eine Pauschalreise vorliegt. Mit dem neuen Gesetz zur 
Änderung reiserechtlicher Vorschriften soll nun Klarheit geschaffen werden.

Es ist nun klarer zu beurteilen, wann eine Pauschalreise zustande kommt und 
der hiermit verbundene „Rundum-sorglos“-Schutz gilt. Nach den Regelungen des Ge-
setzes gelten mehr individuell zusammengestellte Reisen jetzt als Pauschalreisen. Wenn 
beispielsweise ein Kunde in einem Reisebüro oder auf einem Buchungsportal mehrere 
unterschiedliche Reiseleistungen im Rahmen desselben Buchungsvorgangs auswählt, 
bevor er zahlungspfl ichtig bucht, kommt eine Pauschalreise zustande. Dabei ist es uner-
heblich, wie der jeweilige Unternehmer das Reiseangebot bezeichnet.

Mit dem Gesetz wird auch eine neue Kategorie, nämlich die „verbundenen Reiseleis-
tungen“ eingeführt. Auch hier werden Verbraucher zukünftig besser geschützt. Bei sog. 
„verbundenen Reiseleistungen“ ist der Unternehmer künftig zur Information des Rei-
senden und grundsätzlich auch zur Insolvenzsicherung verpfl ichtet. Bei Mängeln der 
Pauschalreise wird der bislang bestehende Schutzstandard angehoben, zum Beispiel:

 » die Gründe, warum ein Reiseveranstalter keinen Schadensersatz leisten muss, sind 
nunmehr eng begrenzt und werden abschließend aufgezählt;

 » ein Kündigungsrecht nach Reisebeginn steht nur noch dem Reisenden zu, nicht mehr 
dem Reiseveranstalter;

 » Reiseveranstalter können ihre Haftung für Schäden künftig kaum noch beschränken.

Einzelne Reiseleistungen unterfallen nicht dem Pauschalreiserecht. Verbraucher werden 
deswegen jedoch nicht schutzlos gestellt. Sie haben bei der Buchung eines Ferienhauses 
auch künftig Gewährleistungsrechte gegenüber ihrem Vertragspartner (z. B. aus Miet-
vertragsrecht).

Die gemeinsame Bezahlung getrennt ausgewählter Reiseleistungen steht der Vermitt-
lung verbundener Reiseleistungen nicht entgegen, sofern sich der Reisende bezüglich 
jeder Leistung getrennt zur Zahlung verpfl ichtet.

Reiseveranstalter können unter bestimmten engen Voraussetzungen bis 20 Tage vor 
Reisebeginn ihre Preise nachträglich erhöhen. Erhöhen sie die Preise um mehr als 8 %, 
steht dem Reisenden allerdings ein Rücktrittsrecht zu.

   
Der Bundestag hat am 1.6.2017 das Gesetz zur Umsetzung der Zweiten 
Zahlungsdiensterichtlinie beschlossen. Damit wird eine EU-Richtlinie zum 
Zahlungsdiensterecht in deutsches Recht umgesetzt. Nach diesem Gesetz 
dürfen Händler von ihren Kunden zukünftig keinen Aufpreis mehr verlangen, 

wenn diese online oder offl ine mit gängigen Karten oder per SEPA-Überweisungen und 
Lastschriften bezahlen. Ferner ist ein stärkerer Verbraucherschutz bei nicht autorisier-
ten Zahlungen vorgesehen. Bei Entwendung der Kreditkarte werden Kunden derzeit mit 
150 € an den Schäden beteiligt. Der Betrag reduziert sich auf 50 €.

Eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Pfl ichtverletzung des Kunden in diesem Zusam-
menhang kann nicht mehr ohne Weiteres angenommen werden. Die Bank wird stärker 
in die Pfl icht genommen und muss unterstützende Beweismittel für den Nachweis eines 
Betrugs oder einer groben Fahrlässigkeit des Kunden vorlegen.

Zukünftig müssen Banken den Kunden auch bei Fehlüberweisungen unterstützen, das 
Geld zurückzubekommen. So wird die Bank des Zahlungsempfängers verpfl ichtet, die 
notwendigen Informationen mitzuteilen, damit der Kunde sein Geld zurückerhält.
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Ein bedingungsloses Erstattungsrecht bei Lastschriften war in Deutschland binnen 
8 Wochen üblich. Dieses bislang in den Geschäftsbedingungen der Banken verankerte 
Recht wird jetzt gesetzlich geregelt und europaweit eingeführt.

   
Seit dem 1.6.2017 muss der Handel bei einem Verstoß gegen seine Rück-
nahmepfl ichten für Elektro- und Elektronikaltgeräte mit einem Bußgeld von 
bis zu 100.000 € rechnen. Eine entsprechende Änderung des Elektro- und 
Elektronikgerätegesetzes ist in Kraft getreten.

Das Elektro- und Elektronikgerätegesetz ist bereits seit dem 24.10.2015 wirksam. Die 
Rücknahmepfl icht gilt für Händler mit einer Verkaufs- beziehungsweise Versand- und 
Lagerfl äche für Elektro- und Elektronikgeräte von mindestens 400 m². Sofern der Kunde 
ein Neugerät erwirbt, kann er ein gleichartiges Altgerät kostenlos zurückgeben. Klei-
ne Elektro-und Elektronikaltgeräte (keine Kantenlänge größer als 25 cm) können ohne 
Neukauf eines entsprechenden Gerätes zurückgegeben werden.

Der Bußgeldtatbestand nach dem Gesetz ermöglicht es den zuständigen Länderbehör-
den, effektiver gegen Händler vorzugehen, die Verbrauchern die Rücknahme ausge-
dienter Elektrogeräte erschweren oder verweigern – sowohl im Einzelhandel vor Ort als 
auch im Onlinehandel.

   
In vielen Landesgesetzen ist geregelt, dass der Eigentümer eines Grund-
stücks die Überbauung seines Grundstücks für Zwecke der Wärmedämmung 
zu dulden hat, wenn das zu dämmende Gebäude auf dem Nachbargrund-
stück bereits besteht. 

Die Landesgesetzgeber wollten Grundstückseigentümern jedoch nicht generell gestatten, 
eine Wärmedämmung grenzübergreifend, also im Wege eines Überbaus, anzubringen. Er 
verfolgte vielmehr das Ziel, energetische Sanierungen von Altbauten zu erleichtern.

Der Bundesgerichtshof hat am 2.6.2017 entschieden, dass ein Grundstückseigentümer 
nicht eine die Grundstücksgrenze überschreitende Wärmedämmung einer Grenzwand 
dulden muss, mit der der benachbarte Grundstückseigentümer erstmals die Anforderun-
gen der bei der Errichtung des Gebäudes bereits geltenden Energieeinsparverordnung 
erfüllt.

Bei einer Grenzbepfl anzung eines Grundstücks ist grundsätzlich die Höhe der 
Pfl anzen von der Stelle aus zu messen, an der sie aus dem Boden austreten. 

Das gilt aber nicht, wenn die Pfl anzen auf einem Grundstück stehen, das tiefer als das 
Nachbargrundstück liegt. In diesem Fall ist eine Beeinträchtigung des höher gelegenen 
Grundstücks erst möglich, wenn die Pfl anzen dessen Höhenniveau erreichen. Die zu-
lässige Pfl anzenwuchshöhe ist dann nicht von der Austrittstelle der Pfl anzen, sondern 
von dem Bodenniveau des höher gelegenen Grundstücks aus zu bestimmen. Das hat der 
Bundesgerichtshof mit Urteil vom 2.6.2017 entschieden. 

 
Der Käufer eines gebrauchten Fahrzeugs muss einen altersüblichen Ver-
schleißzustand des Fahrzeugs und hierdurch bedingte Instandsetzungskos-
ten hinnehmen. Weist sein Fahrzeug allerdings technische Defekte auf, die 
bei vergleichbaren Gebrauchtfahrzeugen nicht üblich sind, kann ein Fahr-
zeugmangel vorliegen, der zum Rücktritt vom Kaufvertrag berechtigt.

In einem vom Oberlandesgericht Hamm (OLG) am 9.6.2017 entschiedenen Fall er-
warb ein Käufer im November 2013 bei einem Autohändler einen gebrauchten Pkw für 
8.950 €. Das erstmals im Juni 2007 zugelassene Fahrzeug hatte einen Kilometerstand 
von ca. 181.000 km. Nach der Fahrzeugübergabe rügte der Käufer Mängel, unter ande-
rem ein schlechtes Anspringen des Motors, Ruckeln beim Fahren, laute Motorgeräusche 
und eine sich plötzlich erhöhende Motordrehzahl.

4. Rücknahmepfl icht des Handels 
für E-Geräte verschärft

5. Keine grenzüberschreitende 
Wärmedämmung für Neubauten 

6. Heckenhöhe bei Grundstücken 
in Hanglage 

7. Gebrauchtwagenkauf – Mangel 
oder Verschleiß?



 Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
 (§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

 Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
 (§ 288 BGB seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
  (abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  (abgeschlossen ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale
 
 Verbraucherpreis- 2017: Mai = 108,8; April = 109,0; März = 109,0; Februar = 108,8; Januar = 108,1
 index: 2010 = 100 2016: Dezember = 108,8; November = 108,0; Oktober = 107,9; September = 107,7
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! 
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Es kam zu Instandsetzungsarbeiten, auch durch den Autohändler, die der Käufer al-
lerdings für unzureichend hielt. Deswegen erklärte er im Mai 2014 den Rücktritt vom 
Kaufvertrag. Dem trat der Autoverkäufer entgegen und verwies darauf, dass die bean-
standete Symptomatik auf einem üblichen Verschleiß des Fahrzeugs beruhe und nicht 
als Mangel zu bewerten sei.

Das OLG kam zu dem Entschluss, dass der Käufer zum Vertragsrücktritt berechtigt war, 
da das verkaufte Fahrzeug bei der Übergabe einen Sachmangel aufgewiesen und sich 
nicht in einem altersgemäßen Zustand vergleichbarer Gebrauchtfahrzeuge befand.

   
In der Praxis bieten verkaufsoffene Sonntage eine gern angenommene Ab-
wechslung für viele Verbraucher.

Durch das Grundgesetz sind der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als 
Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung allerdings gesetzlich geschützt. Daher 
ist Arbeiten an diesen Tagen nur in speziellen, gesetzlich geregelten Fällen erlaubt und 
bedarf nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts eines Sachgrundes.

Als Sachgrund reicht das alleinige Umsatz- und Erwerbsinteresse der Handelsbetriebe 
und das Shoppinginteresse der Kundschaft nicht aus. Ein darüber hinausgehendes öf-
fentliches Interesse muss hinreichend gewichtig sein, um die beabsichtigte Ladenöff-
nung in ihrem zeitlichen, räumlichen und gegenständlichen Umfang zu rechtfertigen.

   
Viele Hobbygärtner bekämpfen unliebsames Unkraut zwischen Pfl aster-
steinen mit normalem Haushaltsessig oder einem Essig-Salz-Gemisch. 
Wenn man im Internet recherchiert oder bei der Landwirtschaftskammer 

nachfragt, heißt es aber, dies sei nach dem Pfl anzenschutzgesetz verboten. Das Ober-
landesgericht Oldenburg (OLG) sieht dies anders. Danach sind weder Essig noch Salz 
Pfl anzenschutzmittel und damit deren Einsatz zur Unkrautvernichtung nicht nach dem 
Pfl anzenschutzgesetz verboten.

Entgegen der bundesweit einheitlichen Auffassung der Verwaltungsbehörden handelt 
es sich nach der Entscheidung des OLG bei einem Essig-Kochsalz-Gemisch nicht um ein 
Pfl anzenschutzmittel im Sinne des Pfl anzenschutzgesetzes, sondern um ein Lebensmit-
tel. Denn Essig und Salz seien nach objektiven Gesichtspunkten nicht zur Pfl anzenver-
nichtung bestimmt. Darauf aber komme es nach dem Gesetz an.

Betreibt die Geschäftsführerin eines Vereins auf intrigante Weise zielge-
richtet die Abwahl des Vereinsvorsitzenden, kann dies die außerordentliche 
Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses rechtfertigen. Durch ein solch illoyales 

Verhalten wird die für eine weitere Zusammenarbeit erforderliche Vertrauensbasis zer-
stört und der Betriebsfriede erheblich gestört.
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